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§23

(1) Bei der Verurteilung zu Freiheitsstrafe von 
nicht mehr als einem Jahr setzt das Gericht die Voll­
streckung der Strafe zur Bewährung aus, wenn zu er­
warten ist, daß der Verurteilte sich schon die Ver­
urteilung zur Warnung dienen lassen und künftig 
auch ohne die Einwirkung des Strafvollzugs keine 
Straftaten mehr begehen wird. Dabei sind namentlich 
die Persönlichkeit des Verurteilten, sein Vorleben, die 
Umstände seiner Tat, sein Verhalten nach der Tat, 
seine Lebensverhältnisse und die Wirkungen zu be­
rücksichtigen, die von der Aussetzung für ihn zu er­
warten sind.

(2) Das Gericht kann unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 auch die Vollstreckung einer höheren 
Freiheitsstrafe, die zwei Jahre nicht übersteigt, zur 
Bewährung aussetzen, wenn besondere Umstände in 
der Tat und in der Persönlichkeit des Verurteilten 
vorliegen.

(3) Bei der Verurteilung zu Freiheitsstrafe von 
mindestens sechs Monaten wird die Vollstreckung nicht 
ausgesetzt, wenn die Verteidigung der Rechtsordnung 
sie gebietet.

(4) Die Strafaussetzung kann nicht auf einen Teil 
der Strafe beschränkt werden. Sie wird durch eine 
Anrechnung von Untersuchungshaft oder einer ande­
ren Freiheitsentziehung nicht ausgeschlossen.

§24

(1) Das Gericht bestimmt die Dauer der Bewäh­
rungszeit. Sie darf fünf Jahre nicht überschreiten und 
zwei Jahre nicht unterschreiten.

§33

Verurteilung auf Bewährung

(1) Mit der Verurteilung auf Bewährung soll der 
Täter dazu angehalten werden, durch gewissenhafte 
Erfüllung seiner Pflichten und Bewährung in der Ar­
beit und in seinem persönlichen Leben seine Tat ge­
genüber der Gesellschaft wiedergutzumachen, seine 
gesellschaftliche Verantwortung zu erkennen und 
ernst zu nehmen und das Vertrauen der Gesellschaft 
auf sein künftig verantwortungsbewußtes Verhalten 
zu rechtfertigen.

(2) ... (s. u.) Zugleich wird eine Freiheitsstrafe 
für den Fall angedroht, daß der Verurteilte seiner 
Pflicht zur Bewährung schuldhaft nicht nachkommt. 
Die Dauer der anzudrohenden Freiheitsstrafe be­
trägt mindestens drei Monate und höchstens zwei 
Jahre. Sie darf die Obergrenze der im verletzten 
Gesetz angedrohten Freiheitsstrafe nicht überschrei­
ten. Ist in diesem keine Freiheitsstrafe angedroht, be­
trägt sie höchstens ein Jahr.

vgl. § 39 Abs. 2 (vor § 18 StGB West)

(2) Mit der Verurteilung auf Bewährung wird im 
Urteil eine Bewährungszeit von einem Jahr bis zu drei 
Jahren festgesetzt, mit der dem Verurteilten bestimm­
te Pflichten auferlegt werden können . . . (s. o.)


